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Inhaltlich, d.h. im Hinblick auf die vertretenen Ftlcher, dUrfte es wenig reizvoll sein, an die
ser Stelle Uber das wirtschaftswissenschaftliche Grundstudium zu berichten. Ich betrachte meinen 
Bericht vielmehr als Fallstudie einer Studienreformmaßnahme, die auf ihre Planung, DurchfUhrung 
und Konsequenzen hin analysiert werden soll. Damit möchte ich einen kleinen Beitrag zur Dis
kussion derartiger Maßnahmen leisten, der den Blick auf einige Aspekte einer solchen Reform len
ken soll, die htlufig im voraus nicht bedacht werden. In diesem Referat soll UberprUft werden, in
wieweit diese Maßnahme Uberhaupt als Maßnahme der Studienreform bezeichnet werden kann, in
wieweit sie erfolgreich war, welche Probleme aufgetaucht sind und welche Schlußfolgerungen und 
Konsequenzen sich fUr die Entwicklung neuer Studiengtlnge ergeben, wenn man das Schicksal und 
die Wirkungen dieser Reformmaßnahme einerseits und die hochschul didaktischen Überlegungen zur 
Curriculumentwicklung andererseits heranzieht, um daraus allgemeinere Forderungen fUr die Ent
wicl<lung von Studiengtlngen abzuleiten. 

2 Die Einfuhrung des wirtschaftswissenschaftlichen Grundstudiums 

Zunächst einige Fakten. Am 25.4.1968 beschloß die Westdeutsche Rektorenkonferenz die vom 
W irtschafts- und Sozialwissenschaftl ichen Fakulttltentag in 6-jtlhrigen Bemuhungen erarbeitete 



Rahmenordnung für die Diplomprüfung. Am 6.6.1968 wurde diese Rahmenordnung von der stän
digen Konferenz der Kultusminister der Li:.Inder aufgrund des Verfahrens der gemeinsamen Kommis
sionen für PrUfungs- und Studienverordnungen beschlossen. In dieser Rahmenordnung wurde im we
sentlichen festgeschrieben, was in den Anfang der 50er Jahre verfaßten Prüfungsordnungen der 
wissenschaftlichen Hochschulen stand, in denen ein wirtschaftswissenschaftliches Diplom erlangt 
werden konnte. Die einzige nennenswerte Neuerung bestand in der Einführung einer Vor- oder 
Zwischenprüfung in Verbindung mit der Einrichtung eines sogenannten wirtschaftswissenschaftli
chen Grundstudiums, das einen gemeinsamen Fächerkatalog für die wirtschaftswissenschaftlichen 
Disziplinen - Betriebswirtschaftslehre, Volkswirtschaftslehre und Wirtschaftspädagogik - vorsah. 

Diese Zwischenprüfung, die als gestreckte oder zusammengefaßte Prüfung durchgeführt werden 
konnte, sollte nach dem 4. Semester erfolgen und mußte einschließlich Wiederholungen spätestens 
vor Vorlesungsbeginn des 6. Semesters abgeschlossen sein. Sie sollte je eine mindestens 4-stündi
ge Klausur in Betriebswirtschaftslehre, Volkswirtschaftslehre und Rechtswissenschaft umfassen. 
Außerdem sollte durch Scheine ein Nachweis über die erfolgreiche Teilnahme an Lehrveranstal
tungen in der Technik des betrieblichen Rechnungswesens und in Mathematik für Wirtschaftswis
senschaftler erbracht werden. 

3 Das Grundstudium als Maßnahme der Studienreform 

Kollegen, denen gegenüber ich erwähnte, daß ich über dieses Grundstudium als Maßnahme der 
Studienreform berichten solle, bedachten mich mit recht erstaunten Blicken. In den Augen vieler 
wird dieser Maßnahme die Reformeigenschaft abgesprochen. Ob man sie als Reformmaßnahme be
urteilt, hi:.lngt von den Vorstellungen und Erwartungen ab, die mit einer Reform des Studiums ver
bunden werden. Ich persönlich halte sie durchaus für eine Reformmaßnahme, wobei der Ausdruck 
"Reform" für mich zunöchst weder positiv noch negativ besetzt ist. Sie war außerdem ungewtshn
lich erfolgreich, wenn man den Erfolg an den Kriterien der Durchsetzbarkeit und der Zielerrei
chung mißt. 

Im Hinbl ick auf die Durchsetzung li:.Ißt sich sagen, daß die Zwischenprüfung heute an fast allen 
Hochschulen eingeführt ist. An den Hochschulen Göttingen, Würzburg und Mannheim wird an 
der Zwischenprüfung gearbeitet. Dies ist vielleicht insofern auch nicht verwunderl ich, als be
kannt ist, daß sich die Kultusminister bei der Genehmigung neuer Prüfungsordnungen an die Rah
menordnungen halten. Daß sich das Grundkonzept allgemein durchgesetzt hat, zeigt sich aber 
auch daran, daß an den Hochschulen kaum von der Möglichkeit Gebrauch gemacht worden ist, 
durch die Einrichtung neuer Studiengi:.lnge die Vorschriften der Rahmenordnung zu umgehen oder 
den Spielraum zu nutzen, den die Rahmenordnung den Hochschulen einröumt. Selbst der Absol
vent neuer Studiengi:lnge, wie z. B. der Diplom-Ökonom, der in Augsburg, Bochum und Gießen 
ausgebildet wird, hat praktisch das gleiche Grundstudium zu durchlaufen wie seine Kollegen an 
anderen Universiti:.lten. Unterschiede beschri:lnken sich nach meiner Einschötzung auf Marginalien, 
wie z.B. die Frage, ob eine 4-stundige oder zwei 2-stundige Klausuren geschrieben werden oder 
ob die ZwischenprUfung punktuell oder kumulativ abgelegt werden soll. Darüber hinausgehende 
Änderungen finden sich lediglich in Augsburg, wo der Katalog der Prüfungsföcher um die Föcher 
Soziologie und Psychologie erweitert ist, und in Konstanz, wo für die ZwischenprUfung Wahlge
biete aus anderen Fachbereichen vorgeschrieben sind, in denen Leistungsnachweise in Form von 
Klausuren oder Hausarbeiten erbracht werden müssen (SCHIRMER, 9 u. 10). 

Das Schicksal neuer Studiengönge, wie sie z. B. an den neuen Gesamthochschulen geplant wer
den, muß noch abgewartet werden. Auch hier scheint aber das Konzept eines zweijöhrigen 
Grundstudiums nicht angetastet zu werden, wenn sich auch an einigen Hochschulen erhebliche 
Akzentverschiebungen abzeichnen, so z.B. in Bremen, Trier und Berlin. 

Auch im Hinblick auf die damit verfolgten Zielsetzungen erscheint die Einführung von Grundstu
dium und Zwischenprüfung auf den ersten Blick als erfolgreich. Diese Ziele waren der Wunsch 
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nach einer Vereinheitl ichung der Studienanforderungen und das Bestreben nach Verbesserung der 
Studienbedingungen durch eine stCirkere Strukturierung des Studiums. 

Heute ICißt sich feststellen, daß es auf diesem Wege gelungen ist, die Studieninhalte und Stu
dienbedingungen in einem fast erschreckend anmutendem Maße zu vereinheitlichen. Durch die 
Festschreibung von PflichtfCichern und Pflichtnachweisen konnte ein Ausbildungsverfahren durch
gesetzt werden, das den Ausbildungsvorstellungen der Vertreter der angelsCichsischen Wirtschafts
theorie (Vereinheitl ichung der Anforderungen!) an unseren deutschen Hochschulen entsprach. Da 
Studiengangentscheidungen, was hCiufig verschwiegen wird, immer auch Entscheidungen über 
Macht, Einfluß und finanzielle Ausstattung von Hochschullehrern sind, hat diese Maßnahme auch 
der Durchsetzung eines wissenschaftspol itischen Konzepts mit den entsprechenden personal pol iti
schen Folgen gedi ent. 

In Anbetracht der vielen Klagen von Studenten wird heute vielfach vergessen, daß die Einführung 
von Grundstudium und Zwischenprüfung auch den Forderungen und Wünschen vieler Studenten 
entsprach. Aus der Sicht der Studenten sollte das Grundstudium insbesondere folgende Vorteile 
bieten: 
1. StCirkere Strukturierung des Studiums und Abbau der Unsicherheit. 
2. HCiufigere Rückmeldung des Lemerfolgs. 
3. Sicherstellung eines Lehrangebotes, das einen sinnvollen Studienaufbau ermögl icht. 

Auch in diesen drei Punkten dürfte das Grundstudium Verbesserungen mit sich gebracht haben. 
Aber um welchen Preis! Weitaus weniger positiv fCilit nCimlich die Bilanz aus, wenn man auch 
die Nebenwirkungen dieser Maßnahme in Betracht zieht und den Katalog der Kriterien erweitert, 
unter denen Studienreformbemühungen zu beurteilen sind. Fragen wir dabei zunCichst nach dem 
Zusammenhang zwischen Grundstudium und allgemeiner Diskussion um eine Studienreform. Haben 
diese Reformbestrebungen in irgendeiner Weise die Diskussionen um das Grundstudium beeinflußt? 

4 Zwischen!lliili!ng und2udienreform-Diskussion 

Es würde .zu weit führen, wenn ich an dieser Stelle die Schwerpunkte der Studienreform-Diskus
sion ausführlich darstellen wollte. Stattdessen möchte ich einige wichtige Forderungen darauf':' 
hin überprüfen, ob sie sich mit dem Grundstudium vereinbaren lassen. 
1. Verbesserung des Eingangsstudiums für StudienanfCinger und Weckung von Motivation und 
Interesse. Hier hat das Grundstudium eher eine Verschlechterung gebracht, indem es dazu ge
führt hat, daß interessante AnfCinger- und Einführungsveranstaltungen weggefallen sind und sich 
andererseits die sogenannten PropCideutika stark ausgeweitet haben. An einigen UniversitCiten hat 
man allerdings versucht, diesen Defiziten durch neuartige Eingangsveranstaltungen entgegenzu
wirken, so z. B. in Göttingen, Hamburg, Frankfurt und Trier (RITTER, 8). 
2. Überwindung der berufsbildbezogenen Ausbildung und Förderung der I nterdiszipl inaritCit. 
Hier ist insofern ein Fortschritt zu verzeichnen, als das Grundstudium als gemeinsames Grund
studium angelegt ist, was nicht nur aus dem inhaltlichen Aufbau des wirtschaftswissenschaftlichen 
Studiums begründet wird, sondern auch daraus, daß sich die TCitigkeitsfelder von Volks- und Be
triebswirten sowie WirtschaftspCidogogen uberlappen. 
Eine Verschlechterung ist in dieser Hinsicht allerdings dadurch eingetreten, daß der Anreiz ent
fCillt, andere, nicht vorgesehene FCicher im Grundstudium zu belegen, wie Politik, Soziologie 
etc. Damit wird letztlich mit den wenigen, bereits genannten Ausnahmen genau das Gegenteil 
erreicht: eine Heranbildung von Studenten mit Scheuklappen zu all denjenigen FCichern, die 
nicht in den Kanon des Grundstudiums aufgenommen wurden. 
"Ein interdisziplinCires Studieren im Sinne eines fachübergreifenden Studiums unter Einbeziehung 
anderer Wissenschaftsgebiete ist in den Prüfungsordungen nicht vorgesehen, daher auch im Stu
dienplan nicht berücksichtigt, mithin von den Studierenden als irrelevant angesehen, ist aber 
zugleich als NebenbeschCiftigung vom zeitlichen Aspekt her unmöglich" (SCHIRMER, 10, S.57). 
Außerdem wurden aus dem Grundstudium auch solche wirtschaftswissenschaftlichen Fticher ver-
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bannt, die geeignet sein können, den Blick Uber das eigene Fach hinaus zu erweitern, insbeson
dere Wirtschafts- und Dogmengeschichte sowie Wirtschaftspolitik und Pol itische Ökonomie. 
3. Eine weitere Forderung bezieht sich auf die Flexibilitc:lt und Durchlc:lssigkeit von Studiengc:lngen 
sowie deren Anpassungsfc:lhigkeit an verc:lnderte Anforderungen und Bedurfnisse. In dieser Hinsicht 
stellt die Rahmenordnung einen RUckschritt dar, weil sie einen umfassenden, starren Fc:lcherkata
log vorschreibt. Die Angleichung der Anforderungen und Ausbildungsziele, die durch die Rahmen
ordnung angestrebt und - soweit das in unserem Hochschulsystem mögl ich ist - auch erreicht wur
de, hat fUr Lehrende und Lernende eine so starke Festschreibung mit sich gebracht, daß auf unter
schiedliche Interessen, WUnsche und Bedurfnisse kaum noch RUcksicht genommen werden kann. 
Veronderungen sind außerordentl ich schwierig geworden. 
4. Verschlechtert hat sich damit auch die Situation im Hinblick auf die Forderungen, die auf den 
Abbau der Fremdbestimmung und zunehmende Möglichkeiten zur Selbstbestimmung im Studium 
hinauslaufen. Gemeint ist damit, daß den Studenten die Möglichkeit gegeben werden soll, selbst 
Einfluß auf die Gestaltung, d.h. die Ziele und Inhalte ihres Studiums zu nehmen. Hier ist durch 
die Grundstudienordnung eine nahezu totale Fremdbestimmung eingefUhrt worden. Ausweich- und 
Substitutionsmöglichkeiten, die fruher durch den Besuch gleichwertiger anderer Veranstaltungen oder 
den Wechsel der Hochschule bestanden, wurden abgebaut. Unterschiedliche AusbildungswUnsche 
der Studenten kommen kaum noch zum Zuge. Der Wettbewerb zwischen Studiengc:lngen und Hoch
schulen wird verhindert. Insgesamt kann man die beschriebene Entwicklung mit dem Begriff der 
"Verschulung des Grundstudiums" kennzeichnen. Dabei muß allerdings gesagt werden, daß dieser 
Begriff auf einen Typ von Schule abzielt, der heute schon weitgehend der Vergangenheit ange-
hört. Denn im Schulwesen verlc:luft die Entwicklung genau in die entgegengesetzte Richtung wie 
an den wirtschaftswissenschaftlichen Fachbereichen: nc:lmlich in Richtung auf Ablösung des Fron
talunterrichts durch Gruppen- und Projektarbeit, stc:lrkere BerUcksichtigung von Interessen und 
Neigungen durch Individualisierung der Stundenplc:lne und Schaffung eines breiten Angebots von 
Veranstaltungen und Leistungsnachweisen u.a.m. Welche Probleme sich aus den gegenlc:lufigen 
Entwicklungen der "Verwissenschaftlichung der Schulen" und der "Verschulung der Universitöt" 
noch ergeben werden, Ic:lßt sich bisher nur erahnen. Unlust, Leistungsabfall oder inhaltliches 
Desinteresse, außengesteuerte Leistungsorientierung sowie Verweigerungsstrategien und die Ver
lagerung der Interessen von Studenten auf außeruniversitc:lre Belange stellen die ersten Indizien 
fUr zukUnftige Konflikte dar. Ich werde auf diesen Punkt spc:lter noch einmal zu sprechen kommen. 

Lassen Sie mich die Analyse hier beenden. Das Ergebnis fc:lllt c:lhnlich aus bei Reformforderungen 
wie z.B. denjenigen, die auf eine stc:lrkere Problem- bzw. Projektorientierung des Studiums hi
nauslaufen oder auf die Ersetzung der Berufsorientierung durch eine stc:lrkere Tc:ltigkeitsfeldorien
tierung. Am Ende dieses Examens können wir der analysierten Studienreformmaßnahme bescheini
gen, daß sie einen außerordentlich konservativen Charakter trc:lgt und von der aktuellen Diskus-
sion um Studienreform kaum berUhrt wurde. Daß den Trc:lgern dieser Reform in Anbetracht dieser 
Tatsachen nicht ganz wohl war, Ic:lßt sich daran ablesen, daß der Fakultc:ltentag eine Kommission 
damit beauftragte, Reformvorschlc:lge grundsc:ltzlichererArt zu erarbeiten (z.B. JOCHIMSEN, 6). 
Diese Kommission legte Ende der 60er Jahre ihre Ergebnisse vor. Zu einer ernsthaften Diskussion 
dieser Vorschlc:lge kam es jedoch nicht mehr. 

Lassen Sie mich abschl ießend zu diesem Punkt nur noch auf die Studieneffektivitc:lt zu sprechen 
kommen. Denn die Steigerung der Effizienz des Studiums wird immer wieder als wichtiges Ziel 
aller Reformbestrebungen genannt. Hat es wenigstens hier eine Verbesserung gegeben? Auf die 
Problematik der Effizienzmessung und der Effizienzkriterien kann ich hier nicht eingehen. Immer
hin sei jedoch vermerkt, daß manches dafUr spricht, daß die Effektivitc:lt des Studiums nicht er
höht wurde, wenn sie sich nicht sogar verschlechtert hat. So sind die Durchfallquoten gleichge
blieben, die Durchschnittsnoten sind gesunken, die durchschnittliche Studiendauer hat sich da
gegen um 2 Semester erhöht (SCHIRMER, 10). Inwieweit hier ein Kausalzusammenhang besteht 
und wie es um mögliche andere Kriterien bestellt ist, mUßte durch empirische Studien geklört 
werden. Es ist entmutigend, wie wenig wir auf diesem Gebiet wirklich wissen. Die wissenschaft-
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liche Erforschung des Lehrbetriebes an den Universitäten und der Auswirkungen von Veränderun
gen steckt leider noch in den Kinderschuhen. 

5 Nebenwirkungen des Grundstudiums 

Die Erfolgsanalyse politischer Maßnahmen darf sich gerade im gesellschaftspolitischen Bereich 
nicht auf die intendierten Ziele beschränken. Denn wie wir heute wissen, sind die nicht voraus
gesehenen Nebenwirkungen politischer Maßnahmen häufig so durchschlagend, daß sie den Erfolg 
dieser Maßnahmen in Frage stellen oder sogar dazu fuhren, daß genau das Gegenteil erreicht 
wird. Im Falle des wirtschaftswissenschaftlichen Grundstudiums trifft dies auf den Aspekt der 
FreizUgigkeit der Studierenden zu, die durch diese Maßnahme erleichtert und garantiert werden 
sollte. Das "Chaos unterschiedl icher PrUfungsordnungen" an deutschen Universitäten könnte, so 
meinte man damals, dazu fuhren, daß jeder Student dazu gezwungen wUrde, sein Studium an der 
Universität zu beenden, an der es einmal begonnen hat. Das widerspricht der von allen fUr nUtz
lich gehaltenen deutschen Tradition eines ein- bis zweimaligen Studienortwechsels. Wissen
schaftsrat, Rektorenkonferenz und Fakultätentag sahen in der Wahrung dieses Rechts eine der 
wichtigsten Aufgaben der Rahmenordnung. Erreicht werden sollte dies durch die "Äquivalenz", 
d.h. die Gleichwertigkeit der Leistungen, die die gegenseitige Anerkennung der Leistungsnach
weise sicherstellen sollte. 

Heute läßt sich jedoch feststellen, daß genau das Gegenteil erreicht worden ist. Die RahmenprU
fungsordnung hat die Regionalisierung und Provinzialisierung der Universitäten, was die Studen
ten betrifft, gefördert. War fruher der erste Wechsel des Studienortes nach dem 2. oder 3. Seme
ster fäll ig, ist man heute gezwungen, bis zur vollständigen Absolvierung der ZwischenprUfung an 
der gleichen Universität zu bleiben. Normalerweise hat man sich zu diesem Zeitpunkt so stark 
eingelebt.und auf die gegebenen Prufer und Studienbedingungen eingestellt, daß man einen Wech
sel scheut. Wenn sich meine ßefragungsergebnisse verallgemeinern lassen, gibt es heute praktisch 
einen mehrfachen Wechsel des Studienortes Uberhaupt nicht mehr. Kaum 10 % der Studenten 
wechseln einmal den Studienort. Außerdem wird von der Möglichkeit eines Studiums im Ausland 
trotz zahlreicher Stipendien kaum Gebrauch gemacht. 

Durch die Rahmenordnung ist auch der Anreiz zum Wechsel des Hochschulortes vermindert worden, 
zumindest was das Grundstudium betrifft, da ja ohnehin Uberall mehr oder weniger das gleiche 
geboten wird. Verstärkt wird dies durch ein damals nicht vorhergesehenes anderes Phänomen, 
nämlich den RUckzug der Ordinarien aus dem Grundstudium im Anschluß an die Pauschalierung 
der Hörergelder • An vielen Hochschulen I iegt das Studienangebot ausschi ießI ich in Händen von 
wissenschaftlichen Räten, Lehrbeauftragten und dem sogenannten Mittelbau. Hochschullehrer 
mit großem Namen, die fruher Anziehungspunkte fUr einzelne Hochschul en darstell ten, wirken 
im Grundstudium vielfach nicht mehr mit. 

Auch in anderer Hinsicht haben nicht vorhersehbare Entwicklungen dazu gefuhrt, daß die nega
tiven Konsequenzen des Grundstudiums sehr viel stärker durchschlugen, als es von seinen BefUr
worte rn intendiert war. Was zunächst so aussah wie eine Einigung auf einen begrenzten Kata
log von Fächern und Leistungsnachweisen wirkt heute als totale Reglementierung des Studiums, 
die dem Einzelnen kaum noch Ausweichmöglichkeiten läßt. Numerus Clausus und BAFöG haben 
zu einer sinnlosen, unreflektierten Scheinejagd gefUhrt. Die Pflichtfächer im Grundstudium, ins
besondere die sogenannten Propädeutika, haben sich in ihren Anforderungen so stark ausgeweitet, 
daß sie das Zeitbudget der Studenten völlig auslasten. Hinzu kommen Engpaßfächer mit hohen 
Durchfallquoten, die den besonderen Widerwillen der Studenten erregen. Statt zu motivieren, 
zu interessieren und die Studenten zu kritischen und mUndigen akademischen BUrgern heranzu
bilden, fördert das Grundstudium somit schulerhaftes Verhalten und Passivität. 
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6 Das Grundstudium aus der Sicht der Curriculumforschung 

Lassen Sie mich diesen Punkt mit einem Zitat aus der entscheidenden Sitzung des Fakultätentages 
einleiten. Dort heißt es unter Punkt IV.4. "Das Plenum einigt sich darauf, zuerst die Gesamt
zahl der Wochenstunden, dann die Gewichtung der Fächer und schließlich die Fächerinhalte ein
gehend zu erörtern und zu beschl ießen". Dieses Verfahren ist typisch für die Art und die Inhalte 
von überregionalen Studiengangentscheidungen. Da inhaltliche Übereinkünfte nicht zu erzielen 
sind, Lernzielbestimmungen und curriculare Überlegungen zu aufwendig, beschränkt man sich 
trotz gegenteiliger Beteuerungen auf die Fixierung von Fächerkatalogen, Leistungsnachweisen 
und Zeittafeln. Häufig besteht dabei nicht einmal Klarheit darüber, wieviel an Reformmögl ich
keiten damit verhindert und in welchem Ausmaß die Lehr- und Lernpraxis dadurch festgeschrie
ben wird, die zu den nicht genügend diskutierten und vorläufig ausgeklammerten Lernzielen 
dann in Widerspruch steht. 

Auch der Fakultätentag verfiel diesem Muster. Zu der vorgesehenen eingehenden Erörterung der 
Fachinhalte kam es nicht mehr. Sie wurde in Kommissionen verwiesen, in denen sie verstarb. 
Versuche, den fatalen Fehler auszubügeln, indem dem Entwurf die ursprüngl iche Rigidität genom
men wurde, scheiterten. Fragt man nun, was dies alles mit moderner Studiengangentwicklung zu 
tun habe, so muß die Antwort vernichtend ausfallen. Das hier gewählte Verfahren schlägt allen 
Erkenntnissen ins Gesicht, die Lehrplanforschung und moderne Erziehungswissenschaften erarbeitet 
haben. Lassen Sie mich hier nur einige wenige Punkte nennen. 
Der Studienplan für das Grundstudium stellt eine traditionelle Stundentafel dar in Verbindung 
mit einem Katalog von Fächern und Leistungsnachweisen. Lehrpläne dieser Art stellte man im 
19. Jahrhundert für das Schulwesen auf. Die moderne Lehrplanforschung hat sich aus der Kritik 
dieses Verfahrens entwickelt, das fachl iche Rigidität mit didaktischer Bel iebigkeit verbindet 
(FLECHSIG, 5). 

Der verabschiedete Studienplan enthält keinerlei Angaben über die Lernziele, d.h. die Verhal
tensweisen, Einstellungen, Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten, über die der Student am 
Ende seines Studiums verfügen soll. An keiner Stelle wird der Versuch zu einer Begründung von 
Fächerkanon und Zeittafel unternommen. 

Es ist hier kein Raum, ausführl ich auf die verschiedenen methodischen Ansätze und Verfahren 
zur Bestimmung von Lernzielen und Lerninhalten einzugehen, die bisher von der Curriculumfor
schung entwickelt wurden. Zur Kritik des oben beschriebenen Verfahrens genügt der Hinweis da
rauf, daß, unabhängig davon, ob man den Verfahren zuneigt, die die Lernziele prinzipiell ab
leiten wollen aus der Struktur der Wissenschaft selbst und ihren Anforderungen oder aber aus den 
Bedürfnissen der Adressaten oder aber aus den objektiven Qualifikationen und Erfordernissen der 
spöteren Berufssituation, die Notwendigkeit eines Übergangs von einer stofforientierten zu einer 
lernziel- und verhaltensorientierten Studiengangplanung grundsätzlich unumstritten ist. Eine ra
tionale Diskussion über Lernziele und ihre Begründungen - auf die Bedeutung fachübergreifender I 
allgemeiner Studienziele, die gleichberechtigt neben den fachlichen zu stehen haben, sei hier 
nur verwiesen - ist die wichtigste Voraussetzung für die Entscheidungen, die im Zusammenhang 
mit der Studiengangsplanung getroffen werden müssen. Daß sie sich in der Beschreibung und Be
gründung von Lernzielen nicht erschöpft, sondern daß darüber hinaus auch Verfahren zur Errei
chung dieser Lernziele, Instrumente zu ihrer Überprüfung und Verfahren zur Revision der Stu
diengänge entwickelt werden müssen, kann hier ebenfalls nur erwähnt werden. 

Aus der Sicht der Curriculumforschung hat das wirtschaftswissenschaftliche Grundstudium zahl
reiche bedenkliche Aspekte. Von diesen möchte ich nur noch einen erwähnen, und zwar das 
Problem der Studiengangevaluierung und -revision. 

Die Erfahrungen mit aufwendigen Curriculum-Entwicklungen in den USA haben nämlich gezeigt, 
daß Studiengänge als lernende Systeme angelegt werden sollten, da sie sonst zu rasch veralten 
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und zu Fehlentwicklungen fuhren. Neue Gesichtspunkte und Anltlsse fUr Vertlnderungen können 
sich dabei ergeben aus den Erfahrungen mit einem Studiengang, aus Wandlungen innerhalb einer 
Disziplin aufgrund neuer Forschungsergebnisse sowie aus Änderungen der Interessen der Studieren
den, des gesellschaftlichen Bedarfs, der organisatorischen Rahmenbedingungen, der Wertvorstel
lungen und der politischen Priorittiten. 

Eine solche Überprufbarkeit und Revidierbarkeit aufgrund von Erfahrungen, wie wir sie fUr unser 
eigenes wissenschaftliches Handeln auf den Gebieten von Forschung und Lehre fordern, gesteht 
die Rahmenordnung uns nicht zu. Sie enthtilt zwar eine Experimentierklausel. Experimente wer
den damit aber als Sonderfall deklariert. Ausnahmeregelungen werden praktisch nicht gewtlhrt. 
Wie die Fakulttltentage seit 1969 zeigen, ist man auch Uber die einmal erreichte Einigung so er
leichtert, daß man sie durch nichts mehr geftihrden möchte. Änderungsantrtlge werden grundstitz
lich mit großer Mehrheit abgelehnt. Damit erhölt die Rahmenordnung in Verbindung mit den Stu
dienpltlnen die fatale zusHtzl iche Wirkung, daß sie nicht nur eine veraltete Praxis festschreibt, 
sondern auch alle neueren Einsichten und Erkenntnisse entsprechenden Vertinderungen wirksam 
verhindert. So wird durch die Festlegungen der Zahl und des zeitlichen Umfangs der Klausuren 
verhindert, daß didaktisch bessere, zeitlich gegliederte Leistungsnachweise ermöglicht werden. 
Die Festschreibung der Stundenzahlen verhindert Lehrfonnen, die sich als besonders wirksam er
wiesen haben und stundenmtlßig zu einer Verringerung der Vorlesungs- und Übungszeit in Verbin
dung mit einem höheren Aufwand von Gruppenarbeit stehen. FLECHSIG (5) schreibt hierzu: 
"DCI nun aber Lehnnethoden, in denen die Lernenden selbstöndig arbeiten und die enger mit Le
benssituationen verknupft sind, in der neueren Ptidagogik als besonders fruchtbar angesehen wer
den, haben Stundentafeln des traditionellen Typs die fatale Tendenz, einen Typ von Unterricht -
also eine Lehrmethode - vorzuschreiben und zu verfestigen, der von der unhaltbaren Prtimisse aus
geht, daß nur bei Anwesenheit eines Lehrers gelernt werden kann. 11 

7 Die Auswirkungen des Grundstudiums auf die Studienbedingungen und das Studentenverhalten 

Die auch in der Öffentlichkeit bekannt gewordenen negativen Begleiterscheinungen der Zwi
schenprUfung, wie z. B. die Uberall anzutreffenden M.assenklausuren, die höufig zu hochschul po
litischen Auseinandersetzungen Uber den Umfang des zu prufenden Stoffs fUhrten, die bis zu Klau
surstreiks gingen, stellen nur die sichtbare Spitze eines Eisbergs dar, der uns schon jetzt, und ver
sttlrkt in den ntlchsten Jahren, zu schaffen machen wird. 
Ich meine damit die zunehmende Unlust, Desinteressiertheit und Apathie der Studenten mit den 
entsprechenden Konsequenzen im und nach dem Studium bezUglich psychischer Störungen, Durch
fall- und Studienwechselquoten u.a.m. 

Diese Unzufriedenheit ist z. T. zurUckzufuhren auf das Auseinanderklaffen von Erwartungen und 
WUnschen der Studienanftinger einerseits und dem Lehrangebot und den Entfaltungsmöglichkeiten 
im Grundstudium andererseits. So ergab eine Befragung der Studienanftinger der Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaften in Göttingen, daß 87 % der Befragten von der Universittlt eine bessere 
Lemsituation erwarteten als in der Schule, 52 % verbanden damit die Hoffnung, im Studium selb
sttindig arbeiten zu können. Als Studienfonn bevorzugten 4 % die Vorlesung, 12 % das Kollo
quium, 38 % Übungen mit Professoren und 44 % Arbeitsgemeinschaften mit Experten. (BRUNKEN
HÖVERS u.a., 3, S. 50 ft). Die Realittit an unseren wirtschaftswissenschaftlichen Fachbereichen 
entspricht diesen Erwartungen jedoch in keiner Weise. Mit den Reformbestrebungen in den Schu
len und der Verfestigung der Lehr- und Lernstruktur an den Hochschulen werden die WUnsche und 
Realittlten in Zukunft vennutlich noch weiter auseinanderklaffen. 

Inwieweit die Situation in den Wirtschaftswissenschaften sich wesentlich von derjenigen anderer 
Fakultöten unterscheidet, ist nicht bekannt; PrUfungsangst und PrUfungsdruck scheinen hier jedoch 
schlimmer zu sein als in anderen Fakultöten. So schnitten bei einer vergleichenden Untersuchung 
von Juristen, Medizinern, Psychologen, Lehrerstudenten, M.athematikern und Wirtschaftswissen-
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schaftlern, die im SS 1972 vom psychologischen Institut der UniversittU Hamburg durchgeführt 
wurde, die Wirtschaftswissenschaftler im Hinblick auf den Grad der Zufriedenheit mit der Wahl 
des Studienfaches und auf Prüfungstingste am schlechtesten ab (AMELANG, 1, S. 11). 

Ein Licht auf die Studiensituation werfen auch die beunruhigenden Zahlen, die als Ergebnis von 
Umfragen in den letzten Monaten durch die Presse gingen. So zeigt das "Studienbarometer" des 
Münchner Infratest-Instituts, das auf einer Befragung von 4000 Studenten beruht, daß jeder 

3. Student vom Studienfach seiner Wahl entttluscht ist, jeder 6. Student zieht daraus seine Konse
quenzen und wechselt mindestens einmal im Studium das Fach (Analysen 8 - 9, 1974, S. 5). Diese 
Zahlen werden durch eine Erhebung der Arbeitsgruppe für empirische Studienforschung der Univer
sittit Saarbrucken besttitigt, die auf einer Umfrage von 4500 Studenten an 5 Universittiten beruht. 
Danach gab jeder 2. Student "Lemunlust" an, die auf Stoffüberstittigung zurückgefUhrt wird und 
darauf, daß der Lernstoff "zu trocken und langweilig sei". Ein Drittel der Studenten zeigt sich Uber 
die Studieninhalte entttluscht, und mehr als die Htilfte bezweifelt, daß die Lehrveranstaltungen 
Bedeutung fUr die sptitere berufliche Praxis haben (Göttinger Allgemeine, 6.9.1974). 

Ähnliche Ergebnisse zeigte eine Begleituntersuchung, die wir im vergangenen Semester zu einer 
wirtschaftswissenschaftlichen Lehrveranstaltung des Grundstudiums an der Universittit Frankfurt 
durchgefUhrt haben. So gaben 76,9 % der Hörer an, daß sie die Veranstal tung nur zum Zweck 
des Scheinerwerbs besucht haben. Nur 18,6 % meinten darüber hinaus, sie wollten Einsichten in 
das Wirken gesellschaftlicher und wirtschaftlicher Systeme erlangenl In Interviews, die mit Teil
nehmern dieser Lehrveranstaltungen gefUhrt wurden, ergab sich ein Bild der GleichgUltigkeit und 
Resignation und eine mangelnde Bereitschaft zu selbsttindiger Mitarbeit. 

Insgesamt wissen wir viel zu wenig Uber die Studienbedingungen, Einstellungen und Arbeitsbela
stungen der Studenten, um eine angemessene Diagnose der Probleme vornehmen zu können. Inwie
weit die geschilderten Entwicklungen mit der EinfUhrung von Zwischenprüfungen und dem regle
mentierenden Grundstudium zusammenhtingen, Itißt sich nicht nachweisen. Die bisherige Schilde
rung der Auswirkungen des Grundstudiums Itißt jedoch vermuten, daß ein solcher Zusammenhang 
besteht und zumindest einen erhebl ichen Beitrag zu der Unzufriedenheit der Studenten leistet. 

8 Zusammenfassung und einige Schlußfolgerungen 

Das Ergebnis der bisherigen Überlegungen Itißt sich überspitzt dahingehend zusammenfassen, daß 
sich die EinfUhrung des wirtschaftswissenschaftlichen Grundstudiums auf den ersten Blick als durch
aus erfolgreiche Maßnahme zur Studienreform darstellt. Sie hat jedoch im Endeffekt nur einen 
überholten Zustand in fataler Weise festgeschrieben und die aktuelle Studienreformdiskussion eben
so wie die Curriculumforschung völl ig vernachI tissigt • Letzten Endes haben sich die Studienbedin
gungen und -ergebnisse aufgrund von nicht intendierten Nebenwirkungen wahrscheinlich ver
schlechtert • 

Ich möchte das Grundstudium nicht in Bausch und Bogen verdammen. Insbesondere meine ich, die 
positiven Auswirkungen sollten sichergestellt werden, also die Möglichkeit zu einer sttlrkeren 
Strukturierung des Studiums und die Sicherstellung eines regelmtißigen Studienangebotes, das den 
Studenten einen sinnvollen Studienaufbau ermöglicht. Htiufigere Gelegenheiten zur RUckmeldung 
des Studienerfolges halte ich grundstitzlich ebenfalls fUr sinnvoll. 
Aus diesem Grunde möchte ich zum Abschluß meines Referates die Frage stellen, welche Schluß
folgerungen, Konsequenzen und Vorstellungen sich aus dieser Fallanalyse fUr Überlegungen zur 
Einfuhrung eines Grundstudiums in anderen Disziplinen bzw. in neue Studiengtinge und nicht zu
letzt fUr die Revision bestehender Grundstudiengtinge ergeben können. In drei Punkten lassen sich 
meines Erachtens die negativen Erfahrungen mit dem wirtschaftswissenschaftlichen Grundstudium 
in positive Empfehlungen ummUnzen, die von generellem Interesse sein könnten. 
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1. Die überregionale Studiengangentwicklung, wie sie auch im Hochschul rahmengesetz vorgese
hen ist, sollte stClrker ihre Funktion darin haben, die inhaltliche Diskussion über Studieninhalte 
und -ziele sowie die Möglichkeiten von Lernorganisation und Evaluationsverfahren anzuregen. 
Überregionale Studienkommissionen sollten Empfehlungen erarbeiten, die eine flexible Handha
bung durch die Fachbereiche erlauben. Insbesondere sollten sie keine verbindl ichen Festlegungen 
von Stundentafeln und Leistungsnachweisen treffen, sondern sich auf ein Angebot von Alternati
ven beschrClnken, das den Fachbereichen und Studenten genügend SpielrClume für die Gestaltung, 
Reform und Revision ihres Studiengangs IClßt. 

2. Die Entwicklung detaillierter StudiengClnge sollte grundsCltzlich den Fachbereichen vorbehalten 
bleiben, wobei die Erstellung hochschuldidaktischen Ansprüchen genügender Curricula von Pro
jektgruppen geleistet werden sollte. Der Austausch von Curriculumelementen zwischen den Hoch
schulen sollte gefördert werden. 
Die gegenseitige Anerkennung von Leistungsnachweisen anderer UniversitClten sollte großzügig 
gehandhabt werden. Statt globaler Forderungen über Leistungsnachweise, die zum Besuch fortge
schrittener Lehrveranstaltungen erforderlich sind, sollten genaue Angaben über das erforderliche 
Vorwissen treten, die dem Studenten eine Orientierung erlauben und eine zweckmClßige Vorbe
reitung ermöglichen. 
Das trockene und verknöcherte Angebot von Lehrveranstal tungen im Grundstudium sollte erwei
tert und bereichert werden und den Studenten die Möglichkeit geben, ihre Interessen zu entdek
ken und zu entfal ten. 

3. Für den Studenten sollte das Grundstudium seinen Charakter als starres Korsett verlieren. Die 
Erfahrungen mit dem wirtschaftswissenschaftlichen Grundstudium legen nahe, daß der Verschulung 
entgegengewirkt und den Studenten auch in dieser Studienphase die Möglichkeit gegeben werden 
sollte, ihren besonderen Interessen nachzugehen. Das bedeutet einmal, daß der zeitl iche Umfang 
von Pflichtlehrveranstaltungen auf maximal 60 % der Studienzeit beschrClnkt wird, wobei als An
haltspunkt nicht die Lehrzeit dienen sollte, sondern die empirisch ermittelte Lernzeit der Studen
ten. Zum zweiten sollte der Katalog der Leistungsnachweise und Formen der Lernorganisation er
weitert werden. Studenten und Hochschullehrern sollte hier ein größerer Spielraum eingerClumt 
werden. Schi ießI ich sollten gerade zu Studienbeginn motivierenden Veranstaltungen ebenso eine 
besondere Bedeutung beigemessen werden, wie der Vermittlung allgemeinerer Fertigkeiten, Ein
stellungen und Kenntnisse, die auf das Studium vorbereiten. 

Vielleicht können diese Anregungen dazu führen, daß das Grundstudium die Disziplinierungs
und Selektionsfunktion zugunsten einer motivierenden und inhal tl ich auf Hauptstudium und Beruf 
vorbereitenden Funktion verliert und damit tatsClchlich denjenigen Charakter erhCllt, der den ur
sprünglichen Überlegungen seiner Initiatoren entspricht. 
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